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Ministerialentwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Strafgesetzbuch und die Strafprozess-

ordnung 1975 zur Verbesserung des strafrechtlichen Schutzes der Umwelt geändert wird – 

Stellungnahme der Wirtschaftskammer Österreich 

 

 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 

Die Wirtschaftskammer Österreich bedankt sich für die zur Stellungnahme erfolgte Übermittlung 

eines Ministerialentwurfs eines Bundesgesetzes, mit dem das Strafgesetzbuch und die Strafpro-

zessordnung 1975 zur Verbesserung des strafrechtlichen Schutzes der Umwelt geändert wird, und 

nimmt zu diesem, wie folgt, Stellung: 

 

Grundsätzlich sind umweltrechtliche Schutzgesetze zu begrüßen, im Bereich des Verwaltungs-

rechts gibt es jedoch schon zahlreiche Normen, die entsprechende Regelungen zum Schutz der 

Artenvielfalt, des Tier- und Pflanzenbestandes und der Luftreinhaltung etc. vorsehen.  

 

Es sollte daher sichergestellt werden, dass nicht ein und dasselbe Verhalten zu einer Sanktion 

nach dem Verwaltungsstrafrecht und dem Strafgesetzbuch führen kann. 

 

Ebenso sollte gewährleistet sein, dass die Liste jener Stoffe, die laut ChemikalienG zu einem 

Abbau der Ozonschicht führen können, auch bei Auslegung der unbestimmten Gesetzesbegriffe 

der Strafnormen der §§ 177d und 177e StGB maßgeblich ist. 

 

Allgemein fragwürdig ist die mangelnde Bestimmtheit einer Reihe gewählter Ausdrücke. Ursache 

dafür mag zwar zumindest zum Teil die Richtlinie 2008/99/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 19. November 2008 über den strafrechtlichen Schutz der Umwelt („Richtlinie“) 

bzw. jene Rechtsakte, auf die in der Richtlinie verwiesen wird, sein. Allerdings wird dadurch der 

dem Strafrecht an sich notwendigen Anforderung, die pönalisierten Verhaltensanforderungen 

klar, deutlich und allgemein verständlich zu formulieren, nicht entsprochen. 

 

Es wird sohin davon auszugehen sein, dass nur einem sehr kleinen Kreis „einschlägiger“ Spezialis-

ten Art, Umfang und Tragweite der Normen bewusst sein dürfte. 

 

12/SN-296/ME XXIV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version) 1 von 3

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.

mailto:team.s@bmj.gv.at


- 2 - 

Es wird daher angeregt, soweit als möglich die Klarheit zu steigern und zumindest unbestimmte 

Begriffe wie beispielsweise „lange Zeit andauernde Verschlechterung“ oder „eine erhebliche 

Schädigung“ zu präzisieren. 

 

Auf Unverständnis und nachhaltige Ablehnung stößt allerdings das Ansinnen des Bundesministeri-

ums für Justiz, Strafnormen einzuführen, die über die von der Richtlinie aufgestellten Anforde-

rungen hinausgehen. Sog. gold plating ist zu unterlassen, insb. da keinerlei Begründung dafür 

ersichtlich ist, weswegen über das erforderliche Maß hinausgehende Strafbarkeit normiert wer-

den soll.  

 

Nach Art. 3 der Richtlinie sind  nur jene Handlungen unter Strafe zu stellen, wenn sie rechtswid-

rig sind und vorsätzlich oder zumindest grob fahrlässig begangen werden. Nicht ausreichend für 

die Begründung einer derartigen überschießenden Regelung kann es sein, dass § 6 StGB eine der-

artige Unterscheidung nicht normiert. Eine entsprechende Differenzierung zwischen leichter und 

grober Fahrlässigkeit ist dem StGB nicht unbekannt (vgl. z.B. § 181e StGB). 

 

Entgegenstehende Vorgehensweisen würden gegen Art. 1 § 1 Abs. 1 des Deregulierungsgesetzes 

2001 verstoßen. 

 

Die Auswirkungen eines gold plating sind zudem nicht nur auf das StGB beschränkt, sondern ist 

wegen der Eigenheiten der Strafnormen insbesondere damit zu rechnen, dass aufgrund des Ver-

bandsverantwortlichkeitsgesetzes auch Unternehmen in besonderem Maße von diesen Strafnor-

men betroffen sein werden. 

 

Nicht unerwähnt sei, dass der Bundesgesetzgeber Strafen für Verhaltensweisen setzen will, die 

bereits durch landesgesetzliche Vorschriften pönalisiert sind, wie etwa die Entnahme geschütz-

ter Tiere oder Pflanzen. 

 

Es wird sohin ausdrücklich eingefordert, dass bei gegenständlicher Novelle keine Strafnormen 

eingeführt werden, die über das absolut notwendige Ausmaß zur Umsetzung der Richtlinie hi-

nausgehen. 

 

Unserer Ansicht nach erscheinen die angedrohten Strafen sehr hoch zu sein. So ist insbesondere 

in § 181g StGB-e eine Strafdrohung bis zu zwei Jahren Freiheitsstrafe für eine fahrlässige Schädi-

gung des Tier- oder Pflanzenbestandes vorgesehen.  

 

Ganz abgesehen davon, dass nicht nachvollziehbar ist, dass der Strafrahmen bei der Geldstrafe 

(bis zu 360 Tagessätze) ident dem des § 181f StGB-e ist, ist es nach unserer Ansicht deswegen 

unverhältnismäßig, da dieses Strafausmaß nicht bei unmittelbaren Folgen für die Gesundheit von 

Menschen, sondern bei einer allfälligen Beeinträchtigung des Tier und Pflanzenbereichs ange-

droht wird. 

 

Der Strafrahmen ist auch deswegen problematisch, weil hier viele unbestimmte Begriffe enthal-

ten sind, wie beispielsweise „bei einer lang andauernden Verschlechterung des Zustandes eines 

Gewässers“ oder „eine erhebliche Schädigung des Tier- und Pflanzenbestandes“.  

 

Die Skurrilität des Entwurfes besteht u.a. darin, dass künftig etwa jeglicher unerlaubte Umgang 

mit Stoffen, die zum Abbau der Ozonschicht beitragen, einer gerichtlichen Strafe unterworfen 

sein soll. 
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